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Ha sh im Salamat tot

Der Vorsitzende der Moro 
Islamischen Befreiungsfront 
(MILF) Hashim Salamat ist laut 
einem führenden MILF-Mitglied 
am 13. Juli 2003 einem Herz- 
leiden erlegen. Die Wahl eines 
Nachfolgers sowie die Infor­
mierung der Angehörigen hät­
ten zu der Verzögerung der 
Bekanntgabe des Todes Sala- 
mats geführt, so der Vorsitzen­
de der MILF für politische An­
gelegenheiten Ghadzali Jaafar.
Nach einwöchiger Beratung 

wählte das Zentralkomitee der 
MILF AI Haj Murad zum Nach­
folger Salamats. Murads bis­
heriges Amt als stellvertreten­
der Vorsitzender für militärische 
Angelegenheiten nimmt nun AI 
Siddique ein.
Jaafar gab bekannt, dass 

Murad die Friedensgespräche

Verteidigungsminister Ange- 
lo T. Reyes ist am 29. August 
2003 von seinem Amt zurück­
getreten. Reyes begründete 
seinen Rücktritt damit, dass er 
das philippinische Militär vor 
Attacken »politischer Opportu­
nisten« schützen wolle. Wei­
terhin wolle er der Präsidentin 
freie Hand im Umgang mit der 
Situation geben. Reyes< Rück­
tritt erfolgte einen Monat nach 
einer gescheiterten Meuterei

mit der Regierung weiterführen 
wird. Weiterhin betonte er, 
werde es keine Veränderungen 
in der Revolutionspolitik der 
MILF geben, besonders nicht 
in der Absicht, eine friedliche 
Lösung für den Mindanao- 
Konflikt zu finden.
Führende Militärs und Politi­

ker wie Vizepräsident Teofisto 
Guingona und Senator Aquilino 
Pimentei drückten ihr Bedauern 
über Salamats Tod aus. ln 
Marawi versammelten sich tau­
sende Muslime auf den Stra­
ssen, um ihrer Trauer über den 
Tod Hashim Salamats Aus­
druck zu verleihen.

vgl. Phil. Star, 6.8.03 

siehe: Der stille Abgang des 

Salamat Hashim, S. 85f

von Soldaten, die seinen sofor­
tigen Rücktritt gefordert hatten, 
unter anderem wegen dem 
Verkauf von Regierungswaffen 
an Rebellengruppen sowie der 
Organisation der Bombenan­
schläge in Davao im April. Ein 
Nachfolger für den Posten 
Reyes steht noch nicht fest.

vgl. Manila Times, 30.8.03 

siehe auch: 22 Stunden, die es in 

sich haben, Seite 83ff

Mordsstimmung

ln Davao gehen die Morde 
auf offener Straße durch pa­
ramilitärische sogenannte Vi- 
g/'/anfegruppen unvermindert 
weiter. Allein im Juli 2003 sol­
len 30 Morde an Straßenkin­
dern, angeblichen Drogen­
händlern und korrupten Poli­
zisten auf die Kappe der Da­
vao Death Squad gehen, hinter 
der auch der Bürgermeister 
von Davao Duterte stecken 
soll.
Auch aus Geschäftskrei­

sen ist die Forderung nach ei­
nem Ende der Morde zu hö­
ren, da sie dem wirtschaftli­
chen Klima in der Stadt scha­
deten. Eine kleine Ironie: Sie 
sind es auch gewesen, denen 
unterstellt wird, Mitte der 90er 
Jahre die Idee der Todes­
schwadronen mit ausgebrütet 
haben, um die Drogenkriminali­
tät und das Phänomen der 
vielen Straßenkinder einzu­
dämmen.
Im letzten Monat sind er­

neut drei Journalisten — ein 
Kameramann und zwei Ra­
diokommentatoren — ermor­
det worden. Dem Center for 
Media Freedom and Respon- 
sibility zufolge sind damit bis­
lang sechs Journalisten allein 
in 2003 ermordet worden und 
41, nachdem 1986 die Mar­
cosdiktatur ein Ende gefunden 
hatte. Keiner der Fälle ist bis­
lang aufgeklärt worden.

vgl.. Bulatlat.Com, 7.9.2003

Verteidigungsminister

trittzurück

Soll sie oder soll sie nicht ?

Ob die Präsidentin sich bei 
den Wahlen 2004 als Kandida­
tin stellen soll, ist eine Frage, 
die die philippinischen Wähler 
zu teilen scheint. Einer Umfra­
ge des Sozialforschungsinsti­
tuts SWS zu Folge waren 50 
Prozent der 900 Befragten ge­
gen eine Kandidatur der jetzi­
gen Präsidentin, während sich 
47 Prozent für eine Kandidatur 
aussprachen. Besonders die 
obere Mittelklasse wandte sich 
mit 61 Prozent gegen die Prä­
sidentin. Unter der armen Be­
völkerung herrschte kein Kon­
sens: 45 Prozent befürworteten 
eine Kandidatur, 52 Prozent 
waren dagegen.

In Mindanao und den Visa- 
yas ist die Unterstützung für 
die Präsidentin mit 66 bzw. 61 
Prozent vergleichsweise größer 
als in Manila und Luzon (39 
Prozent).
Wären jetzt Wahlen, würden 

laut der Umfrage vom 5. bis 
zum 21. Juli 2003 20. Prozent 
der Gesamtbevölkerung Arroyo 
wählen. Ihr folgten Paul Roco 
(19 Prozent), Senator Noli de 
Castro (18 Prozent), Fernando 
Poe Jr. (15 Prozent) und Sena­
tor Panfilo Lacson mit 11 Pro­
zent.
Regierungssprecher Bunye 

betonte jedoch, dass die Prä­
sidentin an ihrem Entschluss

festhalten werde, nicht anzutre­
ten.
Den Befragten zufolge ist 

das wichtigste Thema der 
kommenden Wahlen die wirt­
schaftliche Entwicklung des 
Landes (56 Prozent). Andere 
Themen, die als wichtig erach­
tet werden, sind die Bekämp­
fung der Korruption (18 Pro­
zent), Bekämpfung der Krimi­
nalität (12 Prozent), Förderung 
der Demokratie (11 Prozent) 
und eine Versöhnung mit den 
Rebellengruppen (3 Prozent).

vgl. Phil. Star, 6.8.03
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Krieg den Drogen

Nach dem Kampf gegen 
Armut, Kriminalität und Terro­
rismus hat die philippinische 
Regierung nun den Kampf ge­
gen den illegalen Drogenhan­
del angekündigt. Dies soll un­
ter Leitung der im letzten Jahr 
gegründeten Philippine Drug 
Enforcement Agency gesche­
hen, der eine Milliarde Peso zu 
diesem Zwecke zur Verfügung 
gestellt worden sind.
Die Drogensituation in den 

Philippinen hat alarmierende 
Ausmaße angenommen. So ist 
die Zahl der Drogenkonsumen­
ten von 20,000 Menschen im 
Jahr 1972 auf 3,4 Millionen 
Süchtige im Jahr 2003 ange­
stiegen. Andere Stimmen spre­
chen sogar von 9 Millionen. 65 
bis 70 Prozent der Häftlinge in 
den Philippinen sitzen wegen 
Drogen betreffenden Verbre­
chen im Gefängnis.
Die Drogen werden von 

mutmaßlich 215 Drogensyndi­
katen ins Land geschmuggelt 
und bringen der Drogenindu­
strie etwa fünf Milliarden Dollar 
im Jahr ein. Diese Summe ent­
spricht acht Prozent des Brut­
tosozialprodukts. Die Philippi­
nen werden in einem US- 
Bericht als Hauptlieferant von 
illegalen Drogen nach Japan, 
Korea, Australien, Amerika, 
Guam und Saipan identifiziert.
Menschenrechtsgruppen 

befürchten nun eine ähnlich 
hartes Vorgehen gegen Dro­
gen wie es Ministerpräsident 
Thaksin Shinawatra in Thailand 
betreibt. Innerhalb von drei 
Monaten forderte seine Anti- 
Drogen-Kampagne mehr als 
2200 Menschenleben.

vgl. PDI 8.03
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Marcosgelder

sind

freigegeben

Der oberste Gerichtshof der 
Philippinen hat 650 Millionen 
US-Dollar (d.h. 38 Milliarden 
Pesos), die auf Schweizer 
Bankkonten der Marcosfamilie 
geparkt waren, für unrechtmä­
ßig angeeignet (ill-gotten) er­
klärt und einstimmig der jetzi­
gen Regierung zugesprochen. 
Das Geld befindet sich mittler­
weile auf einem Bankkonto der 
Philippine National Bank. Von 
den Geldern sollen acht Milli­
arden Pesos den Opfern der 
Menschenrechtsverletzungen 
unter Marcos zukommen und 
30 Milliarden Peso in das 
Landreformprogramm CARP 
fließen.
Die unrechtmäßig angeeig­

neten Gelder wurden von fünf 
Stiftungen, als deren Nutznie­
ßer die Marcoskinder einge­
tragen waren, bei verschiede­
nen Schweizer Banken einge­
zahlt.
Das Oberste Gericht stellte 

fest, dass für den Zeitraum, in 
dem Ferdinand und Imelda 
Marcos Regierungsämter in­
nehatten (er als Präsident, sie 
als Gouverneurin von Metro 
Manila und Wohnungsbaumi­
nisterin), also von 1966 bis 
1986, ihnen lediglich 304,372 
US-Dollar als legales Gehalt 
zustanden. Imelda Marcos 
blieb den Beweis schuldig, 
dass ihre Familie das Geld an­
derweitig legal erworben hat­
ten.

vgl. PDI, 16.7.03, 22.7.03

Siumbewohner dürfen nicht — 

Auslandsfilipinos wollen nicht

_____________________________Philippinen

Die Wahlkommission 
Comelec hat bekannt gege­
ben, dass es Slumbewohnern 
in Metro Manila verboten sein 
wird, ihre Stimme bei den 
Wahlen im Jahr 2004 abzuge­
ben. Diese Entscheidung, von 
der etwa 700.000 Menschen 
betroffen sind, ist die strikte 
Umsetzung des Wahlgesetzes, 
das nur »Bona fide« — Bewoh­
ner/innen (d.h. die mit Mietver­
trag oder Eigentumswohnung) 
das Wahlrecht einräumt. Der 
Direktor der Wahlkommission

Schulden

wachsen weiter

Der Teufelskreis in punkto 
Schulden, in dem sich die 
Philippinen befinden, bleibt un­
gebrochen. So wurde der 
Kongress darüber informiert, 
dass die Regierung nahezu ei­
ne halbe Billionen Peso Schul­
den im Jahre 2004 aufnehmen 
werde, um das Haushaltsdefizit 
auszugleichen und der Schul­
denrückzahlung nachzukom­
men.
In einer Informationsbro­

schüre des Finanzministeriums 
sollen in 2004 Kredite in Höhe 
von 411,9 Milliarden Peso (6,7 
Milliarden Euro) aufgenommen 
werden, das sind 4.7 Prozent 
mehr als im Jahr 2003. 288,1 
Milliarden Peso sollen auf dem 
heimischen,123,8 Milliarden 
Peso auf ausländischen Kre­
ditmärkten aufgenommen wer­
den 270,7 Milliarden Peso da­
von sollen in den Schulden­
dienst fließen, 197,8 Milliarden 
Peso das Haushaltsdefizit de­
cken.
Der Gesamtschuldenstand 

des öffentlichen Sektors liegt 
zur Zeit bei 5,2 Billionen Peso 
(85 Mrd. Euro). Am Ende ihrer 
Amtszeit wird die Regierung 
Arroyo mehr Schulden haben 
als ihre Vorgängerregierungen 
Estrada, Ramos und Aquino.

Vgl. PDI, 11.8.03

für Metro Manila, Ferdinand 
Rafanan, sagte, die Einhaltung 
des Gesetzes werde direkt bei 
der Wahlregistrierung über­
prüft. So müssen Wähler zu­
künftig Dokumente präsentie­
ren, die belegen, dass sie an 
einem bestimmten Ort leben 
und dort auch Miete zahlen.
Die Registrierung und Be­

wertung von Wählern hat am 4. 
August in Manila und am 18. 
August im Rest des Landes 
begonnen und soll am 31. 
Oktober abgeschlossen sein.

Insgesamt 163 Gesetze, 
die vom Kongress verabschie­
det wurden, konnten aufgrund 
von Geldmangel nicht umge­
setzt werden, so die Schät­
zung des zuständigen parla­
mentarischen Kontrollkomi- 
tees. Der Vorsitzende des 
Gremiums, Joey Sarte Salce- 
da, gab bekannt, es würden 
circa 402,9 Milliarden Peso be­
nötigt, um die Gesetze umset- 
zen zu können.

Gloria Macapagal Arroyo hat 
ein Gesetz unterzeichnet, das 
die Verpackung, den Ge­
brauch, den Verkauf und die 
Werbung von Tabakprodukten 
in den Philippinen regelt. Der 
Tobacco Regulation Act verbie­
tet Rauchen in der Öffentlich­
keit, wie z. B. in Schulen, Kran­
kenhäusern, Erholungsgebie­
ten und Restaurants. Zigaret­
tenfirmen ist es in Zukunft 
ebenso verboten, Sportfeste 
sowie Kultur- und Bildungs­
programme finanziell zu unter­
stützen.
Das Gesetz verbietet wei­

terhin den Verkauf von Zigaret­
ten an Minderjährige und auto­
risiert das Bildungsministerium, 
Tabakaufklärungskampagnen

Bislang haben sich erst 
90.000 von 1,8 Millionen wahl­
berechtigten Filipinas und Fili­
pinos im Ausland als Wäh­
ler/innen registrieren lassen. 
Auslandsfilipinos können im 
Mai nächsten Jahres das erste 
Mai an den nationalen Wahlen 
teilnehmen, wenn sie erklären, 
innerhalb der nächsten drei 
Jahre wieder ins Land zurück­
zukehren.
vgl. PDI, 28.8.03. Phil. Star, 5.9.03.

Im Gesundheitssektor wur­
den mit 23 Prozent die meisten 
unverwirklichten Gesetze ver­
zeichnet. Meist ging es dabei 
um Gesetze zur Erhöhung der 
Bettenanzahl in staatlichen 
Krankenhäusern. Der öffentli­
che Arbeitssektor folgt mit 26 
nicht umgesetzten Gesetzen.

vgl. PDI, 1.7.03

mit in den Schulunterricht ein­
zubeziehen.
Verstöße gegen das Gesetz 

werden mit bis zu 400,000 Pe­
so oder einmonatiger bis drei­
jähriger Haft bestraft.
Das Tabakgesetz ist eine 

Reaktion auf den Aufruf der 
Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) an Regierungen, bei 
der Rauchkontrolle mitzuhel­
fen. Der philippinischen Regie­
rung zufolge sind die Philippi­
nen das erste Land weltweit, 
das der Aufforderung der WHO 
in diesem Maße nachkommt. In 
den Philippinen gibt es 34 Mil­
lionen Raucher.

vgl. PDI 23.6.03, 24.6.03

Gesetze aus Geldmangel 

nicht umgesetzt

Anti-Rauchergesetz

verabschiedet
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